
Bebauungsplanaufstellungsverfahren Amberg 117 „Bergsteig Mitte II“ mit gleichzeitigem             
113. Änderungsverfahren des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes  

Anregungen im Rahmen der Beteiligung  
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 

Abwägungsvorschläge des Referats für Stadtentwicklung und Bauen 

 

 Vorlage  005/0003/2016  Anlage 7,  Seite 1 

© Stadt Amberg, Referat für Stadtentwicklung und Bauen, Stadtentwicklungsamt 

Zu 1, 3, 6:, 8 und 9: 
Die vorgebrachten Anregungen beziehen sich auf Sachverhalte außerhalb des neuen, 
verkleinerten Geltungsbereiches. Sie betreffen den 2. Planungsabschnitt. Die Überpla-
nung dieses 2. Abschnittes ist zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen. 

 
Zu 2: Im reduzierten Geltungsbereich können bis auf Parzelle 9 alle Grundstücke von der 

Müllabfuhr angefahren werden. Der Abstand der Parzelle 9 öffentlichen Verkehrsraum 
beträgt nur ca. 23 m und die private Zufahrt bietet ausreichend Abstellraum für die Müll-
behälter einer Wohnparzelle. 

 
Zu 4: Die Citybuslinie verläuft entlang der Gerresheimer Straße und Rosentalstraße mit aus-

reichend Ausbaubreiten. 
 
Zu 5: Die Rosenthalstraße hat im relevanten Abschnitt eine Verkehrsbelastung von derzeit ca. 

800 Kfz/24h. Wegen des südlich angrenzenden Gewerbegebiets ist hier eine Tempo-30
-Zone unzulässig. Aus Verkehrssicherheitsgründen kann deshalb ein Rückwärtsausfah-
ren aus dem Garagenbereich des Mischgebiets an der unübersichtlichen Innenkurve 
der Rosenthalstraße nicht zugelassen werden. Die Garagen und Bewegungsflächen 
sollen so angeordnet werden, dass ein Vorwärtsausfahren in jedem Fall möglich ist. 
Dies ist in der Festsetzung Nr. 6.3 so festgelegt. 

 
Zu 7: Das Gebiet C liegt außerhalb des reduzierten Geltungsbereiches. Der Eigentümerweg 

bei Parzelle 7 ist nun als eine private Zufahrt vorgesehen. 
 
 

Tiefbauamt 5.4  
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Zu 10, 11, 12: 
Die vorgebrachten Anregungen beziehen sich auf Sachverhalte außerhalb des neuen, 
verkleinerten Geltungsbereiches. Sie betreffen den 2. Planungsabschnitt. Die Überpla-
nung dieses 2. Abschnittes ist zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen. 

 
Zu 13: Der Begriff wasserdurchlässig ist nach dem Merkblatt für versickerungsfähige Verkehrs-

flächen wie folgt definiert: 
Wasserdurchlässig= Durchlässigkeitsbeiwert bzw. Infiltrationsbeiwert→ kf ≥ 5*10-5 bzw. 
ki ≥ 3*10-5 
Nur die Fugenbreite sagt wenig über die tatsächliche Wasserdurchlässigkeit aus, da es 
u.a. auf die Verdichtung der Planie und die grundsätzliche Beschaffung des natürlich 
anstehenden Bodens ankommt. 
Die Hersteller von geeigneten Befestigungen geben in den Herstellerangaben an, wie, 
auf welchem Unterbau und in welcher Verlegart ihr Belag als wasserdurchlässig anzu-
sehen sind. Ein solcher Nachweis  sollte mit den Bauakten vorgelegt werden. 
Eine wasserdurchlässig gestaltete Oberfläche bietet auf befestigten Flächen  immer 
Vorteile, auch wenn teilweise die Sicherstellung bzw. der Nachweis der ausreichenden 
Sickerleistung des Untergrunds eine Herausforderung darstellt. Aus heutiger Sicht ist 
ein möglichst "naturnaher" Umgang mit Regenwasser anzustreben, um das natürliche 
Gleichgewicht des Wasserkreislaufs möglichst wenig zu beeinträchtigen. 
Erst wenn kein entsprechender Versickerungsbeiwert (Boden/Untergrund: kf zwischen 
1x10-3 bis 1x10-6 m/s; Befestigungsmaterial (Plastersteine): kf ≥ 5*10-5 ) vom  Bauherrn 
nachgewiesen werden kann, muss der Umgang mit dem oberflächlich verbleibenden 
Regenwasser (wie auch das auf den versiegelten Fahrbahnflächen anfallende Regen-
wasser) über den Kanal geregelt werden.  
Aus umweltfachlicher Sicht überwiegen die Vorteile einer wasserdurchlässigen Gestal-
tung, da die Bodenatmung erhalten bleibt, ein möglichst "naturnaher" Umgang mit Re-
genwasser gewährleistet wird und das natürliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs, 
bei dem die Grundwasserneubildung eine wesentliche Rolle spielt, weitestge-
hend  sichergestellt bleibt. 
 
Ergänzend wird noch erwähnt, dass bei der Altlastenuntersuchung der Fa. Protect von 
2005 festgestellt wurde, dass aufgrund der vorherrschenden Bodenarten und Schicht-
zusammensetzungen innerhalb der sandig — tonigen Abfolgen der Oberkreide mit kf-
Werten von 10-4—10-6  m/sec gerechnet werden kann. Diese Sedimente sind daher als 
durchlässig zu bezeichnen (Bericht S. 10). 

 
Zu 14:  Die Belange der Regenwasserableitung im Baugebiet werden bei der Stellungnahme 

des Wasserrechtes auf Seite 4 abgehandelt. Auf diese Abwägungsvorschläge wird ver-
wiesen. 

Tiefbauamt 5.4  
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In der Stellungnahme vom 19.03.2014 wurde vom WWA folgendes vorgebracht (Auszug): 
 
„Im uns vorgelegten Bebauungsplanentwurf finden sich keine Angaben zur Entwässerung. 
Aus früherer Beteiligung geht hervor, dass die Entwässerung des Baugebietes im Trennsys-
tem vorgesehen ist. Niederschlagswasser soll danach über die bestehenden Rückhaltebecken 
des Gewerbegebietes Ost II (Franzosenäcker) als auch über die bestehende Regenwasserka-
nalisation über das Gelände der Kristall-Fabrik zum Krumbach entwässert werden. Unterlagen 
über die Direktableitung zum Krumbach sowie die hierfür erforderliche wasserrechtliche Er-
laubnis liegen ums nicht vor. Nach der Beschlussvorlage 005/0035/2005 vom 01.06.2005 soll-
te das wasserrechtliche Verfahren für die Ableitung bereits eingeleitet sein. Bei der Ableitung 
des Niederschlagswassers ist wegen der bekannten Hochwasserproblematik des Krumbaches 
auf eine größtmögliche Rückhaltung und Abflussminimierung zu achten. Die vorliegenden 
Unterlagen lassen noch keine abschließende Stellungnahme zu. Wir bitten deshalb, die Ent-
wässerungssituation (Rückhaltung, Wasserrecht) im Detail noch aufzuzeigen. 
 
Für des Planungsgebiet wurde laut Bebauungsplanentwurf auch eine Altlastenabklärung 
durchgeführt. Hierbei ergaben sich keine Hinweise auf Rüstungsaltlasten. Im Bebauungsplan-
entwurf ist festgehalten, dass ein verbleibendes Restrisiko jedoch nicht auszuschließen ist. 
Südlich der Rosenthalstraße und damit außerhalb des Planungsgebietes grenzt eine zwi-
schenzeitlich umfassend untersuchte Altlastfläche an (PTOTECT, 2013). Auswirkungen dar-
aus auf die Planungsfläche können nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Sollten bei Bau-
maßnahmen belastetes Erdreich angetroffen werden, ist die Stadt Amberg zu informieren und 
das material entsprechend abfallrechtlicher Vorgaben zu beseitigen.“ 
___________________________________________________________________ 
 
Die Belange der Regenwasserableitung im Baugebiet werden bei der Stellungnahme des 
Wasserrechtes auf Seite  4 abgehandelt. Auf diese Abwägungsvorschläge wird verwiesen. 
 
In den Hinweisen Nr. 1 und 2  des Bebauungsplanentwurfes wird neben dem Risiko von Blind-
gängern auch auf ein Restrisiko von belastetem Material hingewiesen, einschließlich einer bei 
Befund zu erfolgenden Information der Bodenschutzbehörde und der ordnungsgemäßen Ent-
sorgung nach dem Abfallrecht. 
 
Die Genehmigungspflicht nach § 58 WHG ist in Nr. 3 der Hinweise erwähnt, ebenso die Anfor-
derungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung. 

Wasserwirtschaftsamt Weiden 
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Zu A:  
Im Bebauungsplanentwurf wurden mögliche und zumutbare Festsetzungen zur Versickerung 
des Niederschlagswassers getroffen. So sind die Flachdächer der Garagen zu begrünen (Nr. 
5.2), nicht überbaubare Flächen sind mit Ausnahme der Zugänge, Zufahrten und Stellplätze 
gärtnerisch anzulegen (Nr. 9.7). Befestigte Flächen sind auf das notwendige Maß zu be-
schränken. Parkplätze, Stellplätze, Gemeinschaftsstellplätze mit ihren Zufahrten sind wasser-
durchlässig zu befestigen, soweit keine wassergefährdende Stoffe zu besorgen sind (Nr. 9.8). 
 
 
Zu B: 
Für die wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung des Niederschlagswassers in den Krumbach 
ist parallel zum Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans die Beantragung des Verfahrens 
nach § 8 Abs. 1 WHG  i.V.m. Art. 15 BayWG vorgesehen, um eine rechtlich abgesicherte Ein-
leitung des Niederschlagswassers in den Vorfluter Krumbach zu ermöglichen. Eine ausreihen-
de Rückhaltung und Vorklärung des Niederschlagswasser steht hierbei angesichts der Hoch-
wasserproblematik des Krumbachs im Vordergrund. Hierfür wird eine Entwässerungsplanung 
für den gesamten Einzugsbereich durch ein einschlägiges Ingenieurbüro erstellt werden müs-
sen. Vorgespräche diesbezüglich wurden bereits geführt. Die Planungen sind mit dem WWA 
abzustimmen und Grundlage für eine geordnete städtebauliche Entwicklung des Baugebiets 
Bergsteig Mitte II hinsichtlich des Belangs der abwassertechnischen Erschließung.  
 
Im vorliegenden Beschluss wurde der Geltungsbereich auf die Fläche zwischen Rosenthal-
straße, Claudiweg und Breslauer Straße reduziert. Die Gründe sind im Sachstandsbericht zur 
Beschlussvorlage genannt. In Kapitel 4.6 Grün– und Freiraumkonzept der Begründung erfolg-
te eine Gegenüberstellung der versiegelten Fläche im Bestand (8.806 m²) zu der durch den 
Bebauungsplan zukünftig zulässigen Versiegelung. (8.550 m²). Durch den vorliegenden Be-
bauungsplanentwurf wird demnach keine zusätzliche Versiegelung und damit Verschärfung 
der angespannten Entwässerungssituation erfolgen. Bei der später vorgesehen Überplanung 
des 2. Planungsabschnittes mit bisher umfangreicheren Grünflächen wird eine Entwässe-
rungsplanung und Durchführung eines Erlaubnisverfahrens erfolgen müssen.  
 
 
Zu C: 
Wie vorgeschlagen wurden die Festsetzungen belassen (Nr. 5.2 u. 9.6) und die Empfehlungen 
zur Dach– und Fassadenbegrünung gestrichen. 

Amt 3.28 Wasserrechtsbehörde 

A 

C 

B 
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 Amt 3.28 Wasserrechtsbehörde 
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Zu A:  
Der Bereich, für den die Schallschutzwand vorgesehen ist, liegt außerhalb des ver-
kleinerten Geltungsbereiches im 2. Planungsabschnitt. Die Art und Weise der erfor-
derlichen Lärmschutzmaßnahmen sind bei der späteren Bearbeitung des 2. Pla-
nungsabschnittes durch ein weiteres Lärmgutachten festzulegen. Für den 1. Pla-
nungsabschnitt wurden die vom Lärmgutachten empfohlenen Festsetzungen zum 
Lärmschutz übernommen. 
 
 
Zu B: 
Die Festsetzung zu den Altlasten wurde durch den Hinweis zu den Bombenblindgän-
gern ergänzt (Nr. 11.2). 
 

Amt 3.26 Immissionsschutz– und Bodenschutzbehörde 

A 

B 
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Im reduzierten Geltungsbereich können bis auf die Parzelle 9 alle Grundstücke von 
der Müllabfuhr angefahren werden. Der Abstand der Parzelle 9 zum öffentlichen Ver-
kehrsraum beträgt nur ca. 23 m und die private Zufahrt bittet ausreichend Abstell-
raum für die Müllbehälter einer Wohnbauparzelle. 

Amt 3.27  Abfallbehörde 
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Im neuen, verkleinerten Geltungsbereich (Grundstück FlNr. 2024/80) ist eine neue 
bauliche Nutzung vorgesehen. Die vorhandenen Bäume auf den Freiflächen der be-
stehenden Geschosswohnungsbauten liegen z. T. auf den überbaubaren Flächen 
und Flächen für Garagen oder in Nähe der zulässigen Gebäude, sodass durch die 
Baumaßnahmen, durch Verdichtungen des Wurzelraumes und Veränderung des 
Grundwassers massive Schädigungen erfolgen. Oft müssen diese Bäume dann nach 
geraumer Zeit beseitigt werden. Als Festsetzung erfolgt deshalb eine Verpflichtung 
zur Pflanzung eines Baumes je 200 m² Grundstücksfläche. (Festsetzung Nr. 9.5). 
 
 
Das Grundstück FlNr. 2024/78 liegt außerhalb des Geltungsbereiches im 2. Pla-
nungsabschnitts. Wie im Sachstandsbericht erläutert, soll dieser Bereich zu einem 
späteren Zeitpunkt überplant werden. 

Amt 3.29  Naturschutzbehörde 
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Die geplante Einzel– und Doppelhausbebauung im verkleinerten Geltungsbereich 
westlich des Claudiweges zwischen Breslauer Straße und sog. Polizeibau ersetzt die 
dort vorhandene Zeilenbebauung. Von einer Beeinträchtigung der Sichtbeziehung zu 
den Baracken gegenüber dem heutigen Zustand kann daher nicht ausgegangen 
werden. 
 
Die beiden Baudenkmäler Breslauer Straße 9/11/13 und 15 (Holzbaracken des Hee-
resversorgungsamtes im II. Weltkrieg und Wohnraum für Flüchtlinge in der Nach-
kriegszeit) liegen nicht mehr im neuen, verkleinerten Geltungsbereich des Bebau-
ungspanentwurfes. Die Belange des Denkmalschutzes sind bei der Weiterbearbei-
tung des 2. Planungsabschnittes zu behandeln.  

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
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 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
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 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
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 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
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 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
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Zur Denkmalpflege: 
 
Hinsichtlich der Ausführungen zu den beiden Denkmälern 9/11/13 und 15 wird auf 
die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme des Bayerischen Landesamt für Denk-
malpflege verwiesen (Seite 9). 
 
 
Zur Bauordnung: 
 
Zu A:  
Im überarbeiteten Entwurf ist nur noch eine Neigung der Flachdächer von Garagen 
bis max. 3° zulässig.  
 
Zu B: 
Die maximal zulässige Wandhöhe an der Traufe wurde festgelegt. 

Amt 5.2 Bauordnung 

A 

B 
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Zu C: 
Sowohl der Polizeibau als auch die 2 x 9 Stellplätze sind außerhalb des neuen, ver-
kleinerten Geltungsbereiches. 
 
Zu D: 
Der Zusatz wird nicht als erforderlich betrachtet, da eine profilgleicher Anbau gleiche 
Gebäudehöhen einschließt. 
 
Zu E: 
Die Flächen für Garagen sind für nichtbehinderte PKW-Benutzer eingeplant. Da die 
Grundstücksgrößen eng bemessen sind, sind sowohl die überbaubaren Flächen, als 
auch die Flächen für Garagen auf das erforderliche Maß angepasst. Für Fahrzeug-
halter mit Gehbehinderungen kann später eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 Nr. 3 
BauGB unter Würdigung der nachbarlichen Interessen ausgesprochen werden. Da-
mit könnte eine an die konkrete Situation angepasste Überschreitung bzw. Verschie-
bung der Garagenfläche ermöglicht werden. 

Amt 5.2 Bauordnung 

C 

D 

E 
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Bezüglich der Stellungnahme zu den beiden denkmalgeschützten Baracken wird auf 
die Abwägungsvorschläge zur Stellungnahme des Bayerischen Landesamt für Denk-
malpflege auf Seite 9 verwiesen. Dies gilt auch für die sonstige fachliche Empfehlung 
zur Freihaltung der Fläche zwischen der westlichen Baracke und dem sog. Polizei-
bau.  

Stadtheimatpflegerin 
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Die beidseitige Haltestelle Breslauer Straße im Kreuzungsbereich Breslauer Straße / 
Gerresheimer Straße /Rosenthalstraße sind im Bebauungsplan mit einer Signatur 
eingetragen worden. Die beidseitigen Bushaltestellen Rosenthalstraße auf Höhe der 
Kristallfabrik liegen außerhalb des Geltungsbereiches.  
 
Für die die konkrete bauliche Ausgestaltung und Ausführung der Bushaltestellen be-
darf se einer späteren Detailplanung in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehör-
den.  
 
Die angeregten zusätzlichen Bushaltestellen an der Rosenthalstraße im Einmün-
dungsbereich des Geh– und Radweges in Fortführung der Königsberger Straße wird 
bei der Überplanung des 2. Planungsabschnittes behandelt.  
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